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Drudtsache 3769 


Der Bundesminister der Finanzen 
VI B/3-BL 1429 - 64/57 


Bonn, den 27. August 1957 


An den Plerrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entschädigung für durch die damalige Besatzungs- 
macht in der britischen Zone beschlagnahmte 
Betriebe 

Bezug: Kleine Anfrage 369 der Abgeordneten Dr.Bürkel, 
Dr. Serres und Genossen 
- Drucksadle 3710 - 

Zu der Kleinen Anfrage 369 der Abgeordneten Dr. Bürkel, 
Dr. Serres und Genossen — Drucksache 3710 — nehme ich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Justiz und dem 
Herrn Bundesminister des Innern wie folgt Stellung: 

Zu Nr. 1 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Inhaber einiger gewerb- 
licher Betriebe in der ehern, britischen Zone vorgetragen haben, 
sie hätten sich infolge unzureichender Entschädigungsleistungen der 
ehern. Besatzungsmacht verschuldet. Die Bundesregierung ist in die 
Prüfung dieser Fälle eingetreten. 

Zu Nr. 2 

Für die Prüfung der Frage, ob nach § 55 der 1. GRE AO ein 
Härteausgleich gewährt werden kann, sind die Herren Finanz- 
minister der Länder und letzten Endes die ehern, britische Besatzungs- 
macht, nicht die Bundesregierung zuständig. Die I.änder führen die 
Aufgaben auf dem Gebiet der Besatzungslastenverwaltung nach dem 
Grundgesetz durch. 

Zu Nr. 3 

Zu dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Juni 1956 
hat die Bundesregierung bereits in der Fragestunde der 191. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 7. Februar 1957 Stellung genommen. 
Es darf daher, um Wiederholungen zu vermeiden, auf diese Stellung- 
nahme verwiesen werden. An der Notwendigkeit, daß sich das 
Bundesverwaltungsgericht erneut mit dem Fragenkomplex auscin- 
andersetzt, hat sich nichts geändert, zumal sich in der Zwischenzeit 
verschiedene Gerichte der Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts 
nicht angeschlossen haben. 
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Zu Nr. 4 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein Aufopferungs- 
anspruch nicht gegeben ist; sie kann ihn daher gegenwärtig weder 
anerkennen nodi reditlidie Folgerungen daraus ziehen. Vor einer 
endgültigen Stellungnahme hält sie cs für erforderlich, daß dieser 
Fragenkomplex eindeutige Klärung durch die Rechtsprechung erfährt. 
Unabhängig davon wird sich die Bundesregierung aber bemühen, 
die britischen Stationierungsstreitkräfte zu einem finanziellen Aus- 
gleich in Härtefällen nach den Bestimmungen des § 55 der 1. GRE AO 
zu veranlassen. Sie wird über die Lage im Anschluß an diese Ver- 
handlungen wieder berichten. 

Zu Nr. 5 

Die Tatsache ist der Bundesregierung bekannt. 

Zu Nr. 6 

Das Bundcsministcrium des Innern bereitet Allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über die Entschädigung und Ersatzleistung nach dem 
Bundesleistungsgesetz vor. Diese Verwaltungsvorschriften bringen 
ausführliche Erläuterungen der Abgeltungsbestimmungen - insbe- 
sondere auch des § 23 - des Bundesleistungsgesetzes, die für die 
fortdauernden Requisitionen nadi dem 5. Mai 1955 und die Anfor- 
derungen auf Grund des § 85 des Bundesleistungsgesetzes gelten. 
Die Vorarbeiten stehen kurz vor dem Abschluß. 

Inzwischen sind am 6, Juni 1957 an die Vertreter des Finanzinter- 
esses im Festsetzungsverfahren vom Bundesministerium der Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern Vorläufige 
Richtlinien erteilt worden, die dieselbe Materie betreffen. Diese 
Richtlinien, die inhaltlich im wesentlichen mit dem vom Bundes- 
ministerium des Innern bearbeiteten Entwurf übereinstimmen, können 
bis zum Erlaß der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften auch den 
Festsetzungsbehörden als Richtschnur bei der Festsetzung der Ent- 
schädigung nach § 23 des Bundesleistungsgesetzes dienen. 

Ein Abdruck dieser Richtlinien ist dem Deutschen Bundestag 
- Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Verwaltung - am 
13. Juni 1957 übersandt worden. 


In Vertretung 


Hartmann 



